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Stadt Lage 
 
613 6. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

zur Straßenreinigungssatzung der Stadt Lage 
vom 14.12.2015 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), des § 
3 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen 
(StrReinG NRW) vom 18.12.1975 (GV. NRW S. 706) und 
der §§ 4, und 6 des Kommunalabgabengesetzes NRW 
vom 21.Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610) in 
den jeweils gültigen Fassungen hat der Rat der Stadt Lage 
in seiner Sitzung am 10. Dezember 2015 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Gebührensatzung zur Straßenreinigungssatzung der 
Stadt Lage vom 17.12.2009 in der Fassung der 5. Ände-
rung vom 17.12.2014 wird wie folgt geändert: 
 
§ 2 Abs. 4 und 5 werden wie folgt geändert: 
 
(4) Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Absätze 1 bis 3) 

beträgt für die Sommerreinigung  jährlich: 
 

- in Reinigungsklasse S1 (Reinigung verkehrsberu-
higter Bereich und Fußgängerzone) 21,60 € 

 
- in Reinigungsklasse S2 (Reinigung inner-

 /überörtlicher Verkehrsstraßen)        0,45 € 
 
(5) Für die Winterwartung wird –unabhängig von der Reini-

gungshäufigkeit- zusätzlich eine Benutzungsgebühr er-
hoben. Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Abs. 1 bis 
3) beträgt jährlich: 

 
- in Reinigungsklasse W1 (Winterwartung für den  

Bereich S1)          0,19 € 
 
- in Reinigungsklasse W2 (Winterwartung Anlieger- 

/Verkehrsstraße)          0,33 € 
 
- in Reinigungsklasse W3 (eingeschränkte Winter- 

wartung)           0,11 € 
 

§ 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 6. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Straßenreinigungssatzung der Stadt Lage vom 
14.12.2015 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 S. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 S. 1 GO NRW die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-
meindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der 6. Sat-
zung zur Änderung der Gebührensatzung zur Straßenreini-
gungssatzung der Stadt Lage vom 14.12.2015 wird auf der 
Internetseite der Stadt Lage 
 
www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntmach-
ungen 
 
zugänglich gemacht. 
 
Lage, den 14. Dezember 2015 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
 
 
 
614 Änderung der Satzung über die Erhebung von 

Elternbeiträgen für den Besuch der offenen 
Ganztagsgrundschule vom 10.12.1015 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 
Seite 666) zuletzt geändert durch Gesetz v. 30.04.2002 
(GV NRW S.160) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712) in der derzeit gültigen 
Fassung hat der Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am 
10.12.2015 folgende Änderung der Satzung über die Erhe-
bung von Elternbeiträgen für den Besuch der Offenen 
Ganztagsgrundschule beschlossen: 
 
I. § 3 Ziffer 1 und § 5 Ziffer 3 erhalten folgende Fassungen: 
 

§ 3 
Beitragshöhe 

 
1. Die Höhe der monatlichen Elternbeiträge beträgt bei 
 
 Einkommen bis 20.000 €   =   21,00 € 
 Einkommen bis 25.000 €   =   40,00 € 
 Einkommen bis 37.500 €   =   87,00 € 
 Einkommen bis 50.000 €   = 120,00 € 
 Einkommen bis 62.500 €   = 160,00 € 
 Einkommen über 62.500 €   =
 170,00 € 
 
Für die Berechnung des Einkommens gelten die Regelun-
gen des § 4. 
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§ 5 

Beitragsermäßigung/-befreiung 
 
3. In den Beitragsstufen bis zu 25.000,00 Euro kann die 

Stadt Lage auf Antrag von der Erhebung des El-
ternbeitrages absehen, sofern alle Einkommensunter-
lagen jährlich bei der Aufnahme des Kindes in die Of-
fene Ganztagsgrundschule lückenlos vorgelegt werden. 

 
II. Diese Änderungen treten mit Wirkung vom 01.08.2016 in 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderung der Satzung über die Erhebung 
von Elternbeiträgen für den Besuch der offenen Ganztags-
grundschule vom 10.12.2015 wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 S. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 S. 1 GO NRW die 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sein denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der Ände-
rung der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen 
für den Besuch der offenen Ganztagsgrundschule vom 
10.12.2015 wird auf der Internetseite der Stadt Lage 
 
www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntmach-
ungen 
 
zugänglich gemacht. 
 
Lage, 10.12.2015 
 
 
gez. C. Liebrecht 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
615 Satzung über die Festsetzung der Realsteuer-

hebesätze in der Stadt Lage (Hebesatzsatzung) 
vom 14.12.2015 

 
Aufgrund der §§ 7, 41 Abs. 1 Buchst. f und 77 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) und des § 1 des Ge-
setzes über die Zuständigkeit für die Festsetzung und Er-
hebung der Realsteuern vom 16.12.1981 (GV. NRW. S. 
732) in Verbindung mit § 25 des Grundsteuergesetzes 
(GrStG) vom 07.08.1973 (BGBl. I S. 965) und § 16 des 
Gewerbesteuergesetzes (GewStG) vom 15.10.2002 (BGBl. 
I S. 4167) in den jeweils zurzeit geltenden Fassungen hat 
der Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am 10.12.2015 
folgende Satzung über die Festsetzung der Realsteuerhe-
besätze der Stadt Lage (Hebesatzsatzung) beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Steuersätze für die Realsteuern werden ab dem 
01.01.2016 wie folgt festgesetzt: 
 
1 Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen 
 Betriebe (Grundsteuer A)       220 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)   429 v. H. 
 
2 Gewerbesteuer        418 v. H. 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Hebesatzsatzung zur Festsetzung der Realsteuerhe-
besätze der Stadt Lage für die Haushaltsjahre 2015 und 
2016 vom 17.12.2014 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Festsetzung der Real-
steuerhebesätze in der Stadt Lage (Hebesatzsatzung) vom 
14.12.2015 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 S. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 S. 1 GO NRW die 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sein denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 
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Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der Satzung 
über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze in der Stadt 
Lage (Hebesatzsatzung) vom 14.12.2015 wird auf der In-
ternetseite der Stadt Lage 
 
www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntmach-
ungen 
 
zugänglich gemacht. 
 
Lage, den 14.12.2015 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Christian Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
 
 
 
616 10. Satzung zur Änderung der Gebührensat-

zung zur Satzung über die Abfallentsorgungs-
satzung in der Stadt Lage vom 14.12.2015 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen -GO NRW- vom 14. 07. 1994 (GV. 
NRW. S. 666), der §§ 5 und 9 des Abfallgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW) vom 21. Juni 
1988 (GV. NRW. S. 250) und der §§ 1, 2, 4  und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 
S. 712) in den jeweils gültigen Fassungen, sowie des § 21 
der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Lage 
hat der Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am 10. De-
zember 2015 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
In § 2 der Gebührensatzung zur Satzung über die Ab-
fallentsorgung in der Stadt Lage wird Absatz 2 durch fol-
gende Neufassung ersetzt:  
 
(2)  Die Gebühren betragen jährlich 
  

a) Grundgebühr je Haushalt           34,56 € 
b) Grundgebühr je Betrieb           17,40 € 
 
c) für einen System-Abfallbehälter  

(einschließlich Behältermiete) 
60 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung 
     39,72 € 
60 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Ausnahme)
     71,28 € 
80 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung 
     46,68 € 
80 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Ausnahme)
          85,08 € 
120 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung 
     60,48 € 
120 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Ausnahme)
                   112,68 € 
240 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung 
                101,88 € 
240 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Ausnahme)
               195,60 € 
 
 

 
40 l  grün    27,48 € 
60 l  grün    38,88 € 
80 l  grün   (alle 14-täglich geleert) 50,40 € 
80 l grün (Saison-Biotonne)  32,88 € 
120 l  grün    73,20 € 
120 l  grün (Saison-Biotonne) 47,88 € 
240 l  grün               141,84 € 
240 l grün  (Saison-Biotonne) 92,76 € 

  
d) für einen System-Abfallbehälter mit 1.100 l Nutzin-

halt 
 

bei monatlich einmaliger Leerung  
  Eigentumscontainer    372,00 € 
  Mietcontainer     443,28 € 
 
bei 14-täglicher Entleerung   
  Eigentumscontainer    783,84 € 
  Mietcontainer     855,12 € 
bei wöchentlich einmaliger Leerung  
  Eigentumscontainer 1.570,20 € 
  Mietcontainer  1.641,48 € 
bei  2 x wöchentlicher Leerung  
  Eigentumscontainer 3.135,60 € 

Mietcontainer  3.206,88 € 
 

e) für einen Abfallsack (Beistellsack) mit 70 l Nutzinhalt 
je Stück         3,50 € 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2016 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 10. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Satzung über die Abfallentsorgungssatzung in 
der Stadt Lage vom 14.12.2015 wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 S. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 S. 1 GO NRW die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-
meindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 
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Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der 10. Sat-
zung zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung über 
die Abfallentsorgungssatzung in der Stadt Lage vom 
14.12.2015 wird auf der Internetseite der Stadt Lage 
 
www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntmach
ungen 
 
zugänglich gemacht. 
 
Lage, den 14. Dezember 2015 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
 
 
 
617 Feststellung der Gültigkeit der Wahl des Bür-

germeisters der Stadt Lage am 13. September 
2015 

 
Der Rat der Stadt Lage hat in seiner Sitzung am 10. De-
zember 2015 gemäß § 40 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen (Kom-
munalwahlgesetz) vom 30. Juni 1998 in der zurzeit gelten-
den Fassung die Wahl des Bürgermeisters der Stadt Lage 
am 13. September 2015 nach Vorprüfung durch den Wahl-
prüfungsausschuss durch Beschluss für gültig erklärt. 
 
Gegen diesen Beschluss kann gemäß § 41 des Kommu-
nalwahlgesetzes binnen eines Monats nach Bekanntgabe 
Klage beim Verwaltungsgericht Minden, Postfach 3240, 
32489 Minden, erhoben werden. Ein Vorverfahren nach 
dem 8. Abschnitt der Verwaltungsgerichtsordnung findet 
nicht statt.  
 
Der Ratsbeschluss vom 10. Dezember 2015 wird hiermit 
gemäß § 65 der Kommunalwahlordnung (KWahlO) in der 
zurzeit geltenden Fassung öffentlich bekanntgemacht. 
 
Lage, den 11. Dezember 2015 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
gez. T. Paulussen  
1. Beigeordneter 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
618 3. Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt 
Lage – Vergnügungssteuersatzung – vom 
14.12.2015 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Buchst. f der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – GO NRW – 
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in der zurzeit gelten-
den Fassung und der §§ 1 bis 3 und 20 Abs. 2 Buchst. b 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV. NRW. S. 712) in 
der zurzeit gelten-den Fassung hat der Rat der Stadt Lage 
in seiner Sitzung am 10.12.2015 folgende Satzung be-
schlossen:  
 

§ 1 
 
Die Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in 
der Stadt Lage – Vergnügungssteuersatzung – vom 
03.04.2009 in der Fassung der 2. Änderung vom 
27.01.2015 wird wie folgt geändert:  
 
§ 7 Abs. 5 Nr. 1 erhält folgende Fassung:  
 
1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen (§ 1 Nr. 6 a) 

bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit    19 v. H.  
des Einspielergebnisses, 

 
bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit   35,00 €  

 
§ 7 Abs. 5 Nr. 2 erhält folgende Fassung:  
 
2. in Gastwirtschaften und an sonstigen Orten (§ 1 Nr. 6 b) 

bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit        19 v. H.  
des Einspielergebnisses,  

 
bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit   25,00 €,  
bei Tischfußballspielen                  12,50 €.  

 
§ 2 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2016 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 3. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt 
Lage – Vergnügungssteuersatzung – vom 14.12.2015 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
  
Gemäß § 7 Abs. 6 S. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 S. 1 GO NRW die 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sein denn, 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der 3. Sat-
zung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Vergnügungssteuer in der Stadt Lage – Vergnügungssteu-
ersatzung – vom 14.12.2015 wird auf der Internetseite der 
Stadt Lage 
 
www.lage.de/Rathaus&Politik/Bürgerservice/Bekanntmach-
ungen 
 
zugänglich gemacht. 
 
Lage, den 14.12.2015 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Christian Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
619 Öffentliche Bekanntmachung, Widerspruchs-

recht gegen Datenübermittlungen 
 
Gemäß § 42 Abs.3 und § 50 Abs. 5 des Bundesmeldege-
setzes (BMG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.05.2013 (Bundesgesetzblatt I 2013, Seite 1084 ff) weist 
die Meldebehörde auf Folgendes hin: 
 
1. Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung 
von Daten an eine öffentlich-rechtliche Religionsge-
sellschaft durch den Familienangehörigen eines Mit-
glieds dieser Religionsgesellschaft 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 42 Absatz 3 Satz 2 BMG 
auf das Recht, der Datenübermittlung nach § 42 Absatz 2 
BMG widersprechen zu können: 
 
Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religionsge-
sellschaft Familienangehörige, die nicht derselben oder 
keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehö-
ren, darf die Meldebehörde gemäß § 42 Absatz 2 BMG von 
diesen Familienangehörigen folgende Daten übermitteln: 
 
1. Vor- und Familiennamen, 
2. Geburtsdatum und Geburtsort, 
3. Geschlecht, 
4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft, 
5. derzeitige Anschriften, 
6. Auskunftssperren nach § 51 BMG sowie 
7. Sterbedatum. 
 
Der Widerspruch gegen die Datenübermittlung verhindert 
nicht die Übermittlung von Daten für Zwecke des Steuerer-
hebungsrechts an die jeweilige öffentlich-rechtliche Religi-
onsgesellschaft. Diese Zweckbindung wird dem Empfänger 
bei der Übermittlung mitgeteilt. Der Widerspruch ist bei der 
Meldebehörde der alleinigen Wohnung oder der Haupt-
wohnung einzulegen. Er gilt bis zu seinem Widerruf. 
 
2. Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung 
von Daten an Parteien, Wählergruppen u.a. bei Wahlen 
und Abstimmungen 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf das 
Recht, der Datenübermittlung nach § 50 Absatz 1 BMG an 
Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahl-
vorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstim-
mungen auf staatlicher und kommunaler Ebene zu wider-
sprechen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Absatz 1 BMG Partei-
en, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvor-
schlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmun-
gen auf staatlicher und kommunaler Ebene in den sechs 
der Wahl oder Abstimmung vorangehenden Monaten Aus-
kunft aus dem Melderegister über die in § 44 Absatz 1 Satz 
1 BMG bezeichneten Daten von Gruppen von Wahlberech-
tigten erteilen, soweit für deren Zusammensetzung das Le-
bensalter bestimmend ist. Die Geburtsdaten der Wahlbe-
rechtigten dürfen dabei nicht mitgeteilt werden. Die Person 
oder Stelle, der die Daten übermittelt werden, darf diese 
nur für die Werbung bei einer Wahl oder Abstimmung ver-
wenden und hat sie spätestens einen Monat nach der Wahl 
oder Abstimmung zu löschen oder zu vernichten.  
 
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. 
Der Widerspruch ist bei der Meldebehörde der alleinigen 
Wohnung oder der Hauptwohnung einzulegen. Er gilt bis 
zu seinem Widerruf. 
 
3. Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung 
von Daten aus Anlass von Alters- oder Ehejubiläen an 
Mandatsträger, Presse oder Rundfunk 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf das 
Recht, der Datenübermittlung nach § 50 Absatz 2 BMG zu 
widersprechen. 
 
Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk Auskunft 
aus dem Melderegister über Alters- oder Ehejubiläen von 
Einwohnern, darf die Meldebehörde nach § 50 Absatz 2 
BMG Auskunft erteilen über 
1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. Doktorgrad, 
4. Anschrift sowie 
5. Datum und Art des Jubiläums. 
 
Altersjubiläen sind der 70. Geburtstag, jeder fünfte weitere 
Geburtstag und ab dem 100. Geburtstag jeder folgende 
Geburtstag; Ehejubiläen sind das 50. und jedes folgende 
Ehejubiläum. 
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. 
Der Widerspruch ist bei allen Meldebehörden, bei denen 
die betroffene Person gemeldet ist, einzulegen. Er gilt bis 
zu seinem Widerruf. 
 
4. Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung 
von Daten an Adressbuchverlage 
 
Es erfolgt ein Hinweis gemäß § 50 Absatz 5 BMG auf das 
Recht, der Datenübermittlung nach § 50 Absatz 3 BMG an 
Adressbuchverlage widersprechen zu können. 
 
Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Absatz 3 BMG Ad-
ressbuchverlagen zu allen Einwohnern, die das 18. Le-
bensjahr vollendet haben, Auskunft erteilen über 
 
1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. Doktorgrad und 
4. derzeitige Anschriften. 
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Die übermittelten Daten dürfen nur für die Herausgabe von 
Adressbüchern (Adressenverzeichnisse in Buchform) ver-
wendet werden. Bei einem Widerspruch werden die Daten 
nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei allen Meldebe-
hörden, bei denen die betroffene Person gemeldet ist, ein-
zulegen. Er gilt bis zu seinem Widerruf. 
 
Betroffene, die von ihren Widerspruchsrechten Ge-
brauch machen wollen, werden hiermit gebeten, die 
entsprechende Erklärung schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Alten Hansestadt Lemgo, Bürgerbüro, 
Marktplatz 3, 32657 Lemgo, abzugeben. Ein entspre-
chender Vordruck wird hierfür bereitgehalten. Bei Per-
sonen unter 16 Jahren bedarf es der Unterschrift der 
Sorgeberechtigten. 
 
Lemgo, 27.11.2015 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
 
 
 
620 Bebauungsplan Nr. 61 26 02.17 „Krügerkamp - 

Minderbruch“  
 - Aufstellungsbeschluss 
 
Es wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der z.Zt. geltenden Fas-
sung öffentlich bekannt gemacht, dass der Ausschuss für 
Wirtschaft und Stadtentwicklung des Rates der Alten Han-
sestadt Lemgo in seiner öffentlichen Sitzung am 
08.12.2015 folgenden Beschluss gefasst hat:  
 
„Der Ausschuss für Wirtschaft und Stadtentwicklung des 
Rates der Alten Hansestadt Lemgo beschließt gemäß den 
Bestimmungen des Baugesetzbuches (BauGB) die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 61 26 02.17 „Krügerkamp – 
Minderbruch“.  
Das Gebiet des aufzustellenden Bebauungsplanes liegt 
innerhalb des Bereichs der Gemarkung Brake, Flur 14 und 
wird wie folgt begrenzt: 
− Im Süden durch die nördliche Grenze des Flurstücks 

136, 
− im Osten durch die westliche Grenze des Flurstücks 

136, 
− im Norden durch die Lemgoer Straße und 
− im Westen durch die Straße Krügerkamp. 
Der räumliche Geltungsbereich des Plangebietes ist aus 
dem beigefügten Lageplan ersichtlich. Der Bebauungsplan 
wird gemäß § 30 BauGB Mindestfestsetzungen über die 
Art und das Maß baulicher Nutzung, die überbaubaren 
Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen ent-
halten. 
Für die genauen Grenzen des Plangebietes sind die Gren-
zeintragungen im Bebauungsplan verbindlich.“ 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
08.12.2015 über den Aufstellungsbeschluss für den Be-
bauungsplan Nr. 61 26 02.17 „Krügerkamp – Minderbruch“ 
wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in 
Verbindung mit § 52 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in Verbindung mit 
der Verordnung über die Veröffentlichung von kommuna-
lem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – Bekanntm-
VO) öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. vom 
30.10.2012, S. 474)  gegen Satzungen, sonstige ortsrecht-
liche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung o-
der der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
Dies gilt entsprechend für das Zustandekommen dieses 
Beschlusses des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
08.12.2015 über die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 
61 26 02.17 „Krügerkamp – Minderbruch“.  
 
Lemgo, den 09.12.2015 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 1097 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



1098 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
621 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 61 27 

02.01 „Krügerkamp - Nesselfeld“  
- Beschluss über die Einleitung des Aufhe-

bungsverfahrens 
 
Es wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der z.Zt. geltenden Fas-
sung öffentlich bekannt gemacht, dass der Ausschuss für 
Wirtschaft und Stadtentwicklung des Rates der Alten Han-
sestadt Lemgo in seiner öffentlichen Sitzung am 
08.12.2015 folgenden Beschluss gefasst hat:  
 
„Der Ausschuss für Wirtschaft und Stadtentwicklung des 
Rates der Alten Hansestadt Lemgo beschließt gemäß den 
Bestimmungen des Baugesetzbuches (BauGB) in der zur-
zeit geltenden Fassung, das Verfahren zur Aufhebung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 61 27 02.01 
„Krügerkamp – Nesselfeld“ einzuleiten.  
Der aufzuhebende Bereich ist identisch mit dem Geltungs-
bereich des rechtskräftigen vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes und ist aus dem als Anlage beigefügten Lage-
plan zu ersehen. Für die genauen Grenzen des Plangebie-
tes sind die Grenzeintragungen im Aufhebungsplan ver-
bindlich.“ 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
08.12.2015 über die Einleitung des Aufhebungsverfahrens 
für den vorhabenbezogenen Bebauungsplanes  
Nr. 61 27 02.01 „Krügerkamp – Nesselfeld“ wird hiermit 
gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung 
mit § 52 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in Verbindung mit der Verord-
nung über die Veröffentlichung von kommunalem Ortsrecht 
(Bekanntmachungsverordnung – BekanntmVO) öffentlich 
bekannt gemacht.  
 
Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. vom 
30.10.2012, S. 474)  gegen Satzungen, sonstige ortsrecht-
liche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung o-
der der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 

 
Dies gilt entsprechend für das Zustandekommen dieses 
Beschlusses des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
08.12.2015 über die Einleitung des Aufhebungsverfahrens 
für den vorhabenbezogenen Bebauungsplanes  
Nr. 61 27 02.01 „Krügerkamp – Nesselfeld“.  
 
Lemgo, den 09.12.2015 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
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622 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 61 27 

01.21 „Braker Weg/Lüttfeld“ 
- Beschluss über die Aufstellung eines vor-

habenbezogenen Bebauungsplanes im Re-
gelverfahren 

- Beschluss über die frühzeitige Beteiligung 
der Öffentlichkeit und der Behörden und 
sonstigen Vertreter öffentlicher Belange 

 
Es wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der z.Zt. geltenden Fas-
sung öffentlich bekannt gemacht, dass der Ausschuss für 
Wirtschaft und Stadtentwicklung des Rates der Alten Han-
sestadt Lemgo in seiner öffentlichen Sitzung am 
09.12.2014 folgenden Beschluss gefasst hat:  
 
“Der Ausschuss für Wirtschaft und Stadtentwicklung be-
schließt die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans Nr. 27 01.21 „Braker Weg/Lütteld“ im Regelver-
fahren gemäß dem Baugesetzbuch (BauGB).“ 
 
Darüber hinaus hat der Ausschuss für Wirtschaft und 
Stadtentwicklung in seiner öffentlichen Sitzung am 
08.12.2015 folgenden Beschluss gefasst:  
 
„Der Ausschuss für Wirtschaft und Stadtentwicklung be-
schließt, für den Entwurf des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 61 27 01.21 „Braker Weg/Lüttfeld“ die früh-
zeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 
Baugesetzbuch (BauGB) und die frühzeitige Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchzuführen.“ 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) findet statt durch öf-
fentlichen Aushang der Planunterlagen im  
 
Zeitraum 18. Januar 2016 bis einschl. 19. Februar 2016 
 
in der Abteilung Stadtplanung der Stadt Lemgo, 
Heustr. 36 - 38, an der Aushangfläche gegenüber Zi.-
Nr. 203 montags bis freitags von 8.00 bis 12.00 Uhr, 
sowie montags bis donnerstags von 14.00 bis 
16.00 Uhr bzw. donnerstags bis 17.00 Uhr. 
 
Während dieser Frist kann sich die Öffentlichkeit über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung und die vo-
raussichtlichen Auswirkungen unterrichten. Es besteht Ge-
legenheit zur Äußerung und Erörterung der Planung.  
Stellungnahmen zum Entwurf des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 61 27 01.21 „Braker Weg/Lüttfeld“ 
können schriftlich an die Alte Hansestadt Lemgo, Der Bür-
germeister, Abteilung Stadtplanung, 32655 Lemgo, oder 
zur Niederschrift in der Abteilung Stadtplanung, Heustr. 36 
- 38, Zimmer 204, Lemgo, gerichtet werden. 
 
Zusätzlich kann der Entwurf des Vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes Nr. 61 27 01.21 „Braker Weg/Lüttfeld“  un-
ter  
http://www.o-sp.de/lemgo/plan/beteiligung.php  
im Internet eingesehen werden. Auch dort kann online eine 
Stellungnahme abgegeben werden. 
 
 
 
 
 

 
Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 61 27 01.21 „Braker Weg/Lüttfeld“ umfasst eine 
Fläche von ca. 2,4 ha mit folgenden Grundstücken: 
Gemarkung Lemgo, Flur 59, Flurstücke 63 (teilweise), 64, 
(teilweise), 66, 67, 334, 153; 
Gemarkung Brake, Flur 1, Flurstücke 67, 68, 134, 89. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug ersichtlich. 
Für die genauen Abgrenzungen sind die in den Planunter-
lagen vorgenommenen Grenzeintragungen verbindlich. 
 
Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind ver-
fügbar:  
- Artenschutzgutachten des Büros ILB, Rinteln, 

17.08.2015 
- Schalltechnische Untersuchung des Büros AKUS, 

Bielefeld, 26.05.2015 
- Entwurf des Umweltberichts als gesonderter Teil der 

Begründung gemäß § 2a BauGB. 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 61 27 01.21 
„Braker Weg/Lüttfeld“ wird gemäß § 30 Baugesetzbuch 
Mindestfestsetzungen über die Art und das Maß baulicher 
Nutzung, die überbaubaren Grundstücksflächen und die 
örtlichen Verkehrsflächen enthalten. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
09.12.2014 über die Aufstellung eines Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 61 27 01.21 „Braker Weg Lüttfeld“ 
sowie der Beschluss vom 08.12.2015 über die frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit und die frühzeitige Beteili-
gung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange werden hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit § 52 Abs. 3 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in Ver-
bindung mit der Verordnung über die Veröffentlichung von 
kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – 
BekanntmVO) öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweise: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. vom 
30.10.2012, S. 474)  gegen Satzungen, sonstige ortsrecht-
liche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung o-
der der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
Dies gilt entsprechend für das Zustandekommen dieses 
Beschlusses des Ausschusses für Wirtschaft und Stadt-
entwicklung des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
09.12.2014 über die Aufstellung eines Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 61 27 01.21 „Braker Weg/Lüttfeld“ 
sowie des Beschlusses vom 08.12.2015 über frühzeitige 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung.  
 
Lemgo, den 10.12.2015 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
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623 Eintragungen in die Denkmalliste der Alten 

Hansestadt Lemgo gem. § 3 Denkmalschutz-
gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 

 
Folgende Objekte sind gem. § 3 des Gesetzes zum Schutz 
und zur Pflege der Denkmäler im Lande Nordrhein-
Westfalen (Denkmalschutzgesetz – 
DSchG) vom 11.03.80 (GV NW S. 226/SGV NW 224) in die 
Denkmalliste der Alten Hansestadt Lemgo eingetragen 
worden: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Lemgo, den 14.12.2015 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Austermann 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
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624 Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über den 

Bebauungsplan Nr. 61 26 02.16 “Stadtteilzent-
rum Brake“ vom 16.12.2015 

 
Aufgrund des § 9 Abs. 2a in Verbindung mit § 13 und § 10 
des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der 
zurzeit geltenden Fassung in Verbindung mit den §§ 7 und 
41 der Gemeindeordung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV NW S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung hat der 
Rat der Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung am 
14.12.2015 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Der Bebauungsplan Nr. 26 02.16 „Stadtteilzentrum Brake“ 
liegt im Zentrum des Stadtteils Brake und umfasst eine 
Fläche von ca. 25,4 ha. 
Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: 
• im Süden zwischen Kreuzung Lemgoer Stra-

ße/Pagenhelle und der Kreuzung Lemgoer Straße/ Re-
sidenzstraße entlang der ersten Baureihe südlich ent-
lang der Lemgoer Straße unter Einschluss des EDEKA-
Marktes an der Wasserfurche, ausgenommen das 
Grundstück Lemgoer Straße 73 (Geltungsbereich des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 27 02.01 
„Krügerkamp/Nesselfeld“), 

• im Osten umfasst der Geltungsbereich die Bebauung 
um den nördlichen Teil der Residenzstraße und der 
Wiembecker Straße, 

• im Norden bildet die Grenze die Bahnhofsstraße und 
die Bahnlinie, ausgenommen Schloßstraße 1, 3 und 7 
(Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 26 02.09 
„Schloßstraße/Lemgoer Straße“) 

Alle Grundstücke liegen in der Gemarkung Brake. Im Ein-
zelnen beinhaltet der Geltungsbereich folgende Flurstücke: 
 
Flur 1, mit den folgenden Flurstücken: 
52, 53, 54, 55, 56, 57, 58, 59, 121, 237, 247, 257, 308, 
351, 352, 383, 386, 387, 389, 393 
 
Flur 6, mit den folgenden Flurstücken: 
94, 98 tlw., 119 tlw., 130, 130 tlw., 131, 132, 137, 214, 215, 
237, 240, 241, 255, 324, 325, 326, 327, 339, 340 
 
Flur 13, mit den folgenden Flurstücken: 
3, 4, 5, 6, 8, 97, 98, 99, 100, 101, 102, 103, 104, 105, 106, 
107, 108, 110, 260, 261, 262, 263, 292, 294, 295, 309, 351 
 
Flur 14, mit den folgenden Flurstücken: 
12 tlw., 15 tlw., 29, 30, 70, 71, 127 tlw., 128,129 tlw., 130, 
134 tlw., 136 tlw., 157, 158, 191, 193, 196 tlw., 211, 302, 
303, 304, 312 tlw., 316, 321 tlw., 323 tlw., 324, 326 tlw., 
327 
 
Flur 15, mit den folgenden Flurstücken: 
5, 8, 11,12, 13,14, 15, 16, 19, 20, 21, 22, 23, 24, 25, 29, 
32, 33, 34, 35, 36, 37, 42, 43, 46, 47, 49, 50, 51, 52, 53, 
54, 56, 57, 58, 59, 60, 61, 62, 63, 64, 65, 66, 69, 73, 74, 
82, 86, 89, 90, 91, 92, 94, 95, 96, 97, 98, 99, 102, 103, 
103, 104, 105, 106, 107, 108, 110, 112, 117, 118, 119, 
120, 121, 122, 124, 127, 131, 132, 135, 136, 137, 139, 
140, 141, 142 143, 144, 145, 146, 153, 154, 155, 161, 162, 
165, 166, 167, 168, 170, 172, 173, 174, 177, 179, 180, 
181, 182, 183, 184, 185, 186, 187, 188, 189, 190, 237, 238 
 

 
Flur 16, mit den folgenden Flurstücken: 
4, 23, 25, 56, 57, 110, 111, 112, 121, 122, 123, 144, 145, 
148, 149, 150, 152, 153, 154, 158, 159, 160, 162, 168, 
169, 182, 193, 194, 196, 204, 206, 209, 211, 223, 224, 
224, 227, 229, 234, 235,240, 254, 255, 257, 260, 261, 262, 
263, 264, 265, 266, 267, 268, 269, 272, 279, 280, 288, 
289, 290, 291, 292, 293, 295 
 
Flur 17, mit den folgenden Flurstücken: 
6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 18 tlw., 22, 45, 46, 47, 64, 64 tlw., 67, 
92, 97, 102, 103, 114, 115, 118, 125, 129, 130, 131, 132, 
133, 134, 135, 136, 137, 138, 139, 140, 141, 142, 143, 
144, 145, 146, 147, 147 tlw., 148 tlw.,149 tlw., 152, 153, 
155, 156, 157, 161, 163, 164, 166, 185, 187, 188, 189, 
190, 191, 192, 193, 194, 195, 196 
 
Flur 18, mit den folgenden Flurstücken: 
4, 5, 6, 7, 8, 9, 12, 15, 16, 17, 22, 26, 28, 29, 30, 31, 32, 
33, 34, 35, 36, 37, 38, 39, 46, 47, 51, 52, 53, 54, 57,58, 59, 
63, 64, 77, 78, 86, 94, 105, 106, 107, 108, 110, 111, 114, 
115, 122, 123, 124, 125, 126, 132, 133, 143, 146, 147, 
148, 149, 154, 155, 156, 157, 161, 163, 166, 169, 170, 
175, 176, 177, 178,181,182, 184, 185, 186, 187, 188, 189, 
191, 192, 193, 194, 195, 196, 197, 198, 199, 200, 201, 
202, 203, 204, 205, 206, 207, 208, 209, 210, 211, 212, 
213, 214, 215, 219, 220, 221, 222, 224, 225, 226, 227, 
229, 230, 231, 232, 233, 234, 235, 236, 237, 238, 240 
 

§ 2 
Bestandteile des Bebauungsplanes 

 
Der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 61 26 02.16 
“Stadtteilzentrum Brake“ liegen als Bestandteile zugrunde: 
 
die Zeichnerischen Festsetzungen gemäß PlanzV 90 im 
Maßstab M 1:2.000  und  
die Textlichen Festsetzungen. 
 
Die Begründung zum Bebauungsplan ist dem Bebauungs-
plan beigefügt. 
 
Eine Begründung ist gemäß § 2a BauGB dem Bebauungs-
plan beigefügt. Ein Umweltbericht ist gemäß § 13 Abs. 3 
BauGB nicht erforderlich. 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 61 26 02.16 
“Stadtteilzentrum Brake“ tritt gemäß § 10 Abs. 3 BauGB mit 
der Bekanntmachung in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Hiermit wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB die vorstehende 
Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über den Bebau-
ungsplan Nr. 61 26 02.16 “Stadtteilzentrum Brake“ vom 
16.12.2015 öffentlich bekannt gemacht. Mit dieser Be-
kanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 61 26 02.16 
“Stadtteilzentrum Brake“ vom 16.12.2015 in Kraft. 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 1105 
 

 

 
Der Bebauungsplan Nr. 61 26 02.16 “Stadtteilzentrum Bra-
ke“  vom 16.12.2015 wird vom Tage dieser Bekanntma-
chung an in der Abteilung Stadtplanung der Alten Hanse-
stadt Lemgo, Heustr. 36 - 38, während der allgemeinen 
Dienststunden auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereitge-
halten. 
 
Hinweise: 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass  

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 
b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungs-
planes und 
c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach  
§ 214 Abs.2a beachtlich sind.  

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
3. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), in 
Kraft getreten am 4. Juli 2015, gegen Satzungen, sons-
tige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennut-
zungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, den 16.12.2015 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
____________________ 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
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625 “Klarstellungssatzung Konsul-Wolff-Straße - 

Leopoldstraße“ 
 Satzung der Alten Hansestadt Lemgo zur Fest-

legung der Grenzen des im Zusammenhang 
bebauten Ortsteil Lemgo im Bereich „Konsul-
Wolff-Straße - Leopoldstraße“ nach § 34 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 1 BauGB vom 16.12.2015 

 
Aufgrund des § 34 Abs. 4 Nr. 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
23. September 2004 (BG.BI.I S. 2414), zuletzt geändert 
durch durch Artikel 118 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBl. I S. 1474), in der zurzeit geltenden Fassung,  
in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW.S.666 – 
SGV.NW 2023) in der zur Zeit gültigen Fassung hat der 
Rat der Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung am 
14.12.2015 die Klarstellungsatzung „Konsul-Wolff-Straße - 
Leopoldstraße“ über die Grenzen für den im Zusammen-
hang bebauten Ortsteil beschlossen. 
 
Rechtsgrundlagen: 
 
Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. 
S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) 
 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt 
geändert durch Artikel 118 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBl. I S. 1474) 
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung vom 
20.09.2013 (BGBl. I S. 1548), zuletzt geändert durch Art. 2 
G v. 11.06.2013 (BGBl. I S.1548) 
 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die 
Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 
- PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt 
geändert durch Art. 2 G zur Förd. des Klimaschutzes bei 
der Entwickl. in den Städten und Gemeinden vom 22. 7. 
2011 (BGBl. I S. 1509) 
 
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
bauordnung - BauO NRW -) vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 
256), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
20. Mai 2014 (GV. NRW. S. 294) 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

Die Grenzen für im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
werden durch die Klarstellungssatzung „Konsul-Wolff-
Straße - Leopoldstraße“ festgelegt. Die Grenzen des Sat-
zungsbereiches ergeben sich aus der beigefügten Plan-
zeichnung (M. 1:2500). Der Übersichtsplan ist Bestandteil 
dieser Satzung. Das Satzungsgebiet liegt in der Gemar-
kung Lemgo, Flur 8 und umfasst das Flurstück 252 und 
253.  
 

§ 2 
Zulässigkeit von Vorhaben 

Die Zulässigkeit von Vorhaben (§29 BauGB) innerhalb für 
im Zusammenhang bebaute Ortsteile richtet sich nach § 34 
BauGB.  
 

 
§ 3 

Inkrafttreten 
Die Satzung tritt mit dem Tag der Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Hiermit wird gemäß § 34 Abs. 6 in Verbindung mit  § 10 
Abs. 3 BauGB die vorstehende “Klarstellungssatzung 
Konsul-Wolff-Straße - Leopoldstraße“ - Satzung der 
Alten Hansestadt Lemgo zur Festlegung der Grenzen 
des im Zusammenhang bebauten Ortsteil Lemgo im 
Bereich „Konsul-Wolff-Straße - Leopoldstraße“ nach § 
34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BauGB vom 16.12.2015 öffentlich 
bekannt gemacht. 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die “Klarstellungssatzung  
Konsul-Wolff-Straße - Leopoldstraße“ in Kraft. 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
Übersichtsplan, der Bestandteil der Satzung ist und mit 
dieser Bekanntmachung abgedruckt wird, zu ersehen. 
Die Satzung wird vom Tage dieser Bekanntmachung an in 
der Abteilung Stadtplanung der Alten Hansestadt Lemgo, 
Heustr. 36 - 38, während der allgemeinen Dienststunden 
auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. 
 
Hinweise: 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass  

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplanes und des Flächennut-
zungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend ge-
macht worden sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist darzulegen. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach  
§ 214 Abs.2a beachtlich sind.  

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
3. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), in 
Kraft getreten am 4. Juli 2015, gegen Satzungen, sons-
tige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennut-
zungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, den 16.12.2015 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
____________________ 
(Dr. Austermann) 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
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626 1. Satzung vom 15.12.2015 zur Änderung der 

Satzung über die Abfallentsorgung in der Alten 
Hansestadt Lemgo vom 19.06.2012 

 
Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW, S. 666), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 03.02.2015 (GV. NRW S. 208 ), des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 
(BGBl. I 2012, S. 212ff.), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 20.10. 2015 (BGBl. I S. 1739), § 7 der Gewerbeabfall-
Verordnung vom 19.06.2002 (BGBl. I 2002, S. 1938ff., zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 
212), der §§ 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (LAbfG NW) vom 21. Juni 1988, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 21. März 2013 (GV. NRW. S. 
148), in Kraft getreten mit Wirkung vom 1. Dezember 2012, 
sowie des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. I, S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
13.05.2015 (BGBl. I S. 706) hat der Rat der Alten Hanse-
stadt Lemgo in seiner Sitzung vom 14.12.2015 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
Artikel 1 
 
§ 10  -Abfallbehälter und Abfallsäcke - Absatz 2 Satz 1 
Buchstabe b) wird wie folgt geändert: 
 
b) Systemabfallbehälter grün 60 l, 80 l, 120 l und 240 l 
Nutzinhalt für kompostierbare Abfälle, sowie Abfallbehälter 
80 l, 120 l und 240 l als Saisonbiotonne zur Sammlung von 
Gartenabfällen in der Zeit vom 01.04. bis 30.11. eines je-
den Jahres. 
 
Artikel 2 
 
Inkrafttreten 
Die Satzung tritt nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 1. Satzung vom 15.12.2015 zur Änderung der Satzung 
über die Abfallentsorgung in der Alten Hansestadt Lemgo 
vom 19.06.2012 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666, zuletzt geändert durch durch Gesetz 
vom 03.02.2015 (GV. NRW S. 208), beim Zustandekom-
men dieser Satzung (ortsrechtlichen Bestimmung) nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
(Ratsbeschluss) vorher beanstandet oder 
 
 
 
 
 
 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 
 
Lemgo, 15.12.2015 
 
 
Dr. Austermann 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
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Stadt Lügde 
 
627 1. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt 

Lügde über die Entsorgung des Inhaltes von 
Grundstücksentwässerungsanlagen (Klein-
kläranlagen, abflusslose Gruben) vom 03. De-
zember 2015 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
der §§ 60 u. 61 des Gesetzes zur Ordnung des Wasser-
haushalts des Bundes (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I 2009 S. 2585 ff.) , der §§ 51ff., 53 Abs. 1 Ziffer 5 
des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz - LWG NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 926), 
der Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseran-
lagen (Selbstüberwachungsverordnung Abwasser - SüwVO 
Abw) vom 17. Oktober 2013 (GV. NRW. 2013, S. 602 ff.) 
und der §§ 2, 4, 6 und 10 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. 
Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), jeweils in der zur Zeit 
geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Lügde am 23. 
November 2015 die folgende 1. Satzung zur Änderung der 
Satzung der Stadt Lügde über die Entsorgung des Inhaltes 
von Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, 
abflusslose Gruben) vom 24. November 2014 (Kr.Bl. Lippe 
v. 10.12.2014, S. 1141 ff.) beschlossen:  
 

§ 1 
 
Der § 12 erhält folgende neue Fassung: 
 

§ 12 Gebührensatz 
 
Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Grund-
stücksentwässerungsanlagen beträgt 64,00 € je Kubikme-
ter abgefahrenen Grubeninhalts.  
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 01. Januar 2016 in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende 1. Satzung zur Änderung der Satzung der 
Stadt Lügde über die Entsorgung des Inhalts von Grund-
stücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslo-
se Gruben) vom 03. Dezember 2015 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ih-
rer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,  
 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

 
Lügde, 03. Dezember 2015 
 
Stadt Lügde  
 
 
Der Bürgermeister 
Reker 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
 
 
 
628 Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung 

der Stadt Lügde für das Haushaltsjahr 2016 
 
Es wird hiermit bekannt gegeben, dass der Entwurf der 
Haushaltssatzung der Stadt Lügde für das Haushaltsjahr 
2016 mit Haushaltsplan und Anlagen gem. § 80 Abs. 3 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
zur Zeit geltenden Fassung in der Zeit vom 04. Januar 
2016 während des Beratungsverfahrens im Rat bei der 
Stadt Lügde – Rathaus - , Zimmer 19, Am Markt 1, 32676 
Lügde, während der nachfolgenden Dienststunden zur Ein-
sichtnahme öffentlich ausliegt: 
 
montags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 18.00 Uhr 
 
dienstags bis mittwochs 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr 
 
donnerstags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 16.00 Uhr 
 
freitags 
7.30 Uhr – 12.00 Uhr. 
 
Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabepflich-
tige innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Beginn der 
Auslegung schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen 
erheben. 
 
Einwendungen werden im Rathaus – Zimmer 19 –, Am 
Markt 1, 32676 Lügde entgegen genommen. Über die Ein-
wendungen entscheidet der Rat der Stadt Lügde in öffentli-
cher Sitzung. 
 
Lügde, den 09. Dezember 2015 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Heinz Reker 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
629 12. Satzung zur Änderung der Gebührensat-

zung zur Satzung über die Abfallentsorgung in 
der Stadt Schieder-Schwalenberg vom 11. De-
zember 2015 

 
Aufgrund des § 7 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 lit. f) der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 
666 ff.) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgaben-
gesetzes -KAG- vom 21.10.1969 (GV NW S. 712 ff.) in den 
z.Zt. geltenden Fassungen hat der Rat der Stadt Schieder-
Schwalenberg in seiner Sitzung am 10.12.2015 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

I. 
 
§ 5 erhält folgende Fassung: 
 

§ 5 
Höhe und Bemessungsgrundlage der Gebühren für 

Systemabfallbehälter 
 
(1) Für die Grundstücke, die mittels Systemabfallbehälter 
(60, 80, 120 und 240 Liter) entsorgt werden, ist eine jährli-
che Benutzungsgebühr zu zahlen, die sich wie folgt zu-
sammensetzt: 
 
1.1 Grundgebühr je Haushalt 
 
bis zu 2 Personen in Höhe von 55,24 € 
bei mehr als zwei Personen in 
Höhe von  

60,24 € 

 
1.2 Grundgebühr je Betrieb in Höhe von 60,24 € 
 
2. Gefäßgebühr für jeden grauen Abfallbehälter bei 4-
wöchentlicher Entleerung 
 
a) mit 60 Liter Nutzinhalt 38,04 € 
b) mit 80 Liter Nutzinhalt 50,76 € 
c) mit 120 Liter Nutzinhalt 76,08 € 
d) mit 240 Liter Nutzinhalt 152,16 € 

 
3. Gefäßgebühr für jeden grünen Abfallbehälter bei 2-
wöchentlicher Entleerung 
 
a) mit 60 Liter Nutzinhalt 38,04 € 
b) mit 80 Liter Nutzinhalt 50,76 € 
c) mit 120 Liter Nutzinhalt 76,08 € 
d) mit 240 Liter Nutzinhalt 152,16 € 

 
4. Gefäßgebühr für jeden zusätzlichen grünen Abfallbehäl-
ter bei 2-wöchentlicher Entleerung in den Monaten April bis 
November (Saison-Biotonne) 
 

a) mit 80 Liter Nutzinhalt 33,84 € 
b) mit 120 Liter Nutzinhalt 50,72 € 
c) mit 240 Liter Nutzinhalt 101,44 € 

 
(2) Für den Austausch eines Systemabfallbehälters, der auf 
Antrag des Gebührenpflichtigen erfolgt, wird eine Tausch-
gebühr in Höhe von 11,00 € erhoben. 
 
 
 

 
(3) Als Haushalt im Sinne von Abs. 1 Nr. 1.1 gelten die in 
einer Wohnung lebenden und zusammen wirtschaftenden 
Personen und Familienmitglieder. Im Zweifelsfall ist das 
Bestehen einer gemeinsamen Wohn- und Wirtschaftsge-
meinschaft durch den Gebührenpflichtigen nachzuweisen. 
Für die Feststellung der in einem Haushalt lebenden Per-
sonenzahl ist die Zahl der dort mit Erst- oder Zweitwohnsitz 
gemeldeten Personen ausschlaggebend. 
 
(4) Als Betrieb im Sinne von Abs. 1 Nr. 1.2 gelten insbe-
sondere 
 
• Gewerbe- und Industriebetriebe 
• Öffentliche und private Einrichtungen (Krankenhäuser, 

Altenheime, Schulen, Kindergärten) 
• Verwaltungen, Sparkassen und Banken, Versicherun-

gen 
• Hotels und Pensionen, Restaurants, Gaststätten, Ca-

fes, Imbissstuben 
• Einzelhandelsgeschäfte, Bäckereien, Metzgereien, Fri-

seurgeschäfte u.ä. 
• Handwerksbetriebe 
• Berufe mit Geschäfts- und Praxisräumen 
• sonstige, nicht ausschließlich zu Wohnzwecken die-

nende Grundstücke. 
 

II. 
 
§ 6 erhält folgende Fassung: 
 

§ 6 
Gebühren für Müllgroßbehälter und Abfallsäcke 

 
(1) Für Grundstücke, die mittels Müllgroßbehälter (1.100 
Liter) entsorgt werden, ist eine Benutzungsgebühr in Höhe 
von 49,17 € je Entleerung zu zahlen. 
 
Werden die Müllgroßbehälter vom beauftragten Abfuhrun-
ternehmer gestellt und unterhalten, so erhöhen sich die 
jährlichen Gebühren für jeden Müllgroßbehälter um 71,30 
€. 
 
(2) Die Gebühren für einen Abfallsack mit 70 Liter Nutzin-
halt betragen pro Stück 3,50 €. 
 

III. 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 12. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 
Schieder-Schwalenberg wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, 11. Dezember 2015 
 
 
Jörg Bierwirth 
- Bürgermeister - 

 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
 
 
 
630 Satzung über die Festsetzung der Realsteuer-

hebesätze der Stadt Schieder-Schwalenberg 
ab dem Haushaltsjahr 2016 vom 11. Dezember 
2015 

 
Aufgrund der §§ 7, 41 und 78 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), des § 
16 des Gewerbesteuergesetzes vom 15.10.2002 (BGBl. I 
S. 4167) und des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 
07.08.1973 (BGBl. I S. 965), jeweils in den z.Zt. geltenden 
Fassungen, hat der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg 
in seiner Sitzung am 10.12.2015 folgende Satzung be-
schlossen: 
 

§ 1 
 
Die Steuersätze für die Realsteuern werden ab dem Haus-
haltsjahr 2016 wie folgt festgesetzt: 
 
1.   Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebe (Grundsteuer A) auf  285 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 
auf     550 v. H. 
 
2.   Gewerbesteuer   418 v. H. 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Festsetzung der Real-
steuerhebesätze der Stadt Schieder-Schwalen-berg ab 
dem Haushaltsjahr 2016 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 11. Dezember 2015 
 
 
Jörg Bierwirth 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
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Gemeinde Schlangen 
 
631 6. Änderung der Ergänzenden Bestimmungen 

zur AVBWasserV 
 
Allgemeine Tarifordnung für die Versorgung mit Was-
ser aus dem Versorgungsnetz der Gemeindewerke 
Schlangen GmbH (GWS); Tarif-Teil 
Gültig ab 01.01.2016 
 
Tarif-Anlage zu den Allgemeinen Bedingungen für die Ver-
sorgung mit Wasser der Gemeindewerke Schlangen GmbH 
(GWS) 
 
Aufgrund der Verordnung über die Allgemeinen Bedingun-
gen für die Versorgung mit Wasser –AVBWasserV- vom 
20.06.1980 (BGBl. I. S. 750) stellt die GWS Wasser zu fol-
genden Tarifen zur Verfügung: 
 
A. Bezugspreise für Haushalt und Gewerbe 
 
Der Bezugspreis für Wasser setzt sich aus einem Grund-
preis und einem Verbrauchspreis zusammen. 
 
1. Verbrauchspreis: 
 
Der Verbrauchspreis wird nach der Menge des bezogenen 
Wassers berechnet. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter 
(m³) Wasser, der über Wasserzähler festgestellt wird. 
 

Netto 
0,88 EUR/m³ 

 
zuzüglich der jeweils gültigen Mehrwertsteuer. 
 
2. Grundpreis: 
 
Der Grundpreis ist ohne Rücksicht auf die abgenommene 
Wassermenge zu zahlen. Er dient der Vorhalteleistung der 
Wasserversorgungsanlagen. Der Grundpreis wird erstmalig 
in dem Monat fällig, in dem der Wasseranschluss herge-
stellt wird. Der Grundpreis ist ab dem Monat nicht mehr fäl-
lig, in dem der Wasseranschluss endgültig stillgelegt und 
zurückgebaut wird. Bei einer vorübergehenden Stilllegung 
ohne Rückbau des Wasserhausanschlusses ist der Grund-
preis weiterhin zu zahlen. 
 
Die Höhe des Grundpreises richtet sich nach der unter Be-
rücksichtigung der Anschlussweite erforderlichen Zähler-
größe. Liegt der Termin der Herstellung vor dem 15. eines 
Monats, wird der Grundpreis in voller Höhe fällig, liegt der 
Termin des Rückbaus vor dem 15. eines Monats, wird der 
Monat nicht mehr mit abgerechnet. 
 
Wird ein Grundstück über mehrere Zähler versorgt, so ist 
für jeden weiteren Zähler ein Grundpreis nach den unten-
stehend aufgeführten Sätzen zu zahlen. 
 
Grundpreistabelle: 

Nenndurchfluss 
der Wasserzähler 
bis zu einer Größe von 

 
Netto 
 

Qn 2,5 5,79 EUR/Mon 
Qn 6,0 19,99 EUR/Mon 
Qn 10 55,79 EUR/Mon 
Qn 15 83,29 EUR/Mon 

 

 
zuzüglich der jeweils gültigen Mehrwertsteuer 
 
Schlangen, den 18.12.2015 
Gemeindewerke Schlangen GmbH - Der Geschäftsführer 
 
 
Thorsten Aust 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
 
 
 
632 Bekanntmachung der Gemeinde Schlangen 

nach § 46 Abs. 3 Energiewirtschaftsgesetz 
(EnWG) über das Vertragsende des Gaskon-
zessionsvertrages 

 
Die Gemeinde Schlangen gibt nach § 46 Absatz 3 EnWG 
bekannt, dass der Vertrag für die Gaskonzession im Ge-
meindegebiet Schlangen mit der Westfalen Weser Netz 
GmbH am 31.12.2017 endet.  
 
Die Gemeinde Schlangen beabsichtigt den Abschluss ei-
nes neuen Gaskonzessionsvertrages.  
 
Die nach § 46 Abs. 3 S. 1 EnWG zur Verfügung zu stellen-
den Daten über die technische und wirtschaftliche Situation 
des örtlichen Gasverteilnetzes können nach Eingang der 
Interessensbekundung angefordert und zur Verfügung ge-
stellt werden, sobald diese der Gemeinde Schlangen vor-
liegen. Ebenfalls möglich ist dann eine Einsichtnahme im 
Vorzimmer des Bürgermeisters der Gemeinde Schlangen 
(Kirchplatz 6, 33189 Schlangen, Zimmer 10) zu den übli-
chen Öffnungszeiten.  
 
Interessierte und qualifizierte Unternehmen werden gebe-
ten, ihr Interesse an der Konzession bis zum 31.03.2016 
schriftlich bei der Gemeinde Schlangen, Herrn Aust, Kirch-
platz 6, 33189 Schlangen zu bekunden.  
 
Verspätete Interessensbekundungen können nicht berück-
sichtigt werden. 
 
Schlangen, den 21.12.2015 
Der Bürgermeister  
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
 
 
 
633 2. Änderungssatzung zur Abwasserabgaben-

satzung der Gemeinde Schlangen vom 
01.06.2014 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 
23.10.1012 (GV. NRW. 2012 S. 474), der § 1, 2, 4, 6 bis 8 
und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 
(GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 13.12.2011 (GV. NRW. 2011, S 687) und der §§ 53c, 
65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. 
Juni 1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch 
Art. 3 des Gesetzes vom 16.03.2010 (GV. NRW. 2010,  
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S. 185ff.) hat der Rat der Gemeinde Schlangen in seiner 
Sitzung am 17. Dezember 2015 die folgende 2. Ände-
rungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Ka-
nalanschlussbeiträgen und Abwassergebühren (Abwasser-
abgabensatzung) vom 01.06.2014 beschlossen. 
 
Artikel 1 Änderung zum 2. Abschnitt: 
Gebührenrechtliche Regelungen 
§ 4 Schmutzwassergebühren, Abs. 7 wird wie folgt neu ge-
fasst: 
 
(7) Die Gebühr für das Schmutzwasser setzt sich aus einer 
Grundgebühr und einer Benutzungsgebühr zusammen.  
 
1. Die Grundgebühr beträgt je Grundstücksanschluss mo-
natlich  3,60 Euro. 
2. Die Benutzungsgebühr beträgt je m³ Schmutzwasser 
jährlich  2,30 Euro. 
 
Artikel 2 Änderung zum 2. Abschnitt: 
Gebührenrechtliche Regelungen 
§ 5 Niederschlagswassergebühr, Abs. 5 wird wie folgt neu 
gefasst: 
 
(5) Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter be-
bauter und/oder befestigter Fläche i.S.d. Abs. 1: 0,50 €. 
 
Artikel 3 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2016 in Kraft. 
 
Artikel 4 Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 2. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung 
von Kanalanschlussbeiträgen und Abwassergebühren 
(Abwasserabgabensatzung) der Gemeinde Schlangen vom 
01.06.2014 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S.666) in der zz. geltenden Fassung wird darauf hin-
gewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
Schlangen, den 17.12.2015 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
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Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
634 Kraftloserklärung einer Sparurkunde 
 
Da die Sparurkunde Nr. 3771053455, ausgestellt von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold als Rechtsnachfolger der 
ehemaligen Sparkasse Detmold, aufgrund unseres Aufge-
bots vom 22.06.2015 nicht vorgelegt wurde, wird sie für 
kraftlos erklärt. 
 
Paderborn, den 08.12.2015 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 28.12.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


